
Unterhaltsverpflichtete nur die Mindestrente oder eine 
nicht wesentlich darüber hinausgehende Rente erhält. 
Darauf wird im Beschluß des Präsidiums des Obersten 
Gerichts vom 21. September 1966 zur Anwendung der 
Richtlinie Nr. 18 (NJ 1966 S. 635) ausdrücklich hin
gewiesen.
Wenn aber — wie im vorliegenden Fall — der Unter
haltsverpflichtete noch über anderweitige Einnahmen 
verfügt, hat er neben der Abführung des Kinderzu
schlags noch eigene Unterhaltsleistungen entsprechend 
seinen wirtschaftlichen Verhältnissen zu erbringen. 
Diesem aiuch vom Bezirksgericht anerkannten Grund
satz steht nicht entgegen, daß einem Rentner, der die 
ihm noch erhaltene Arbeitskraft gesellschaftlich nutz
bringend einsetzt, der überwiegende Teil des daraus 
erzielten Einkommens für die Deckung seiner eigenen 
angemessenen Bedürfnisse verbleiben muß. Entschei
dend ist jedoch in diesen Fällen, einen richtigen, den 
besonderen Verhältnissen auf der Seite des Unterhalts
verpflichteten und dem Unterhaltsbedarf des Berech
tigten Rechnung tragenden Modus der Bestimmung der 
Unterhaltshöhe zu finden. Die vom Bezirksgericht dem 
Kreisgericht insoweit gegebene Weisung wird diesen 
Anforderungen weder im allgemeinen noch für den 
konkreten Fall gerecht. Im Ergebnis der vom Kreis
gericht danach getroffenen Entscheidung bleibt das 
Arbeitseinkommen bei der Unterhaltsbemessung völlig 
unberücksichtigt, ohne daß dafür anzuerkennende 
Gründe vorliegen.
Bei der Festsetzung des Unterhalts in diesen Fällen 
darf — worauf allgemein bereits in der Richtlinie 
Nr. 18 hingewiesen worden ist — nicht schematisch 
verfahren werden. Beim Zusammentreffen einer Min
destrente oder — wie in dem zu entscheidenden Fall — 
einer diese nicht wesentlich übersteigenden Rente mit 
sonstigem Einkommen ist mit der Abführung des 
Kinderzuschlags die Unterhaltspflicht hinsichtlich des 
Renteneinkommens erfüllt. Eine solche Regelung wird 
den Verhältnissen sowohl des Unterhaltsverpflichteten 
als auch des Unterhaltsberechtigten am besten gerecht. 
Dem Verpflichteten verbleibt danach der volle Renten
betrag. Damit finden auch seine etwaigen höheren 
Aufwendungen Berücksichtigung, die ihm durch die 
Invalidität möglicherweise erwachsen. Dagegen hat der 
Verpflichtete auf der Grundlage seines Arbeitseinkom
mens noch Unterhalt zu zahlen, für dessen Bemessung 
die allgemeinen Grundsätze als Richtschnur gelten. 
Entgegen der Auffassung des Bezirksgerichts belastet 
diese Art der Festsetzung der Höhe des von einem 
Rentner zu gewährenden Unterhalts diesen nicht stär
ker als andere Werktätige, da die Weiterleitung des 
Kinderzuschlags seine ihm gewährte Rente nicht 
schmälert.
Von welchem Arbeitseinkommen im vorliegenden Fall 
bei der Festlegung des vom Verklagten neben der Ab
führung des Kinderzuschlags zu entrichtenden Unter
halts auszugehen ist, kann nach den bisherigen Sach
verhaltsfeststellungen des Kreisgerichts noch nicht end
gültig beurteilt werden (wird ausgeführt).

§§ 19, 22 FGB; OG-Richtlinie Nr. 18.
Wird ein zur Rente oder Ehrenpension gezahlter Kin- 
derzuschlag wie eigenes Einkommen des Kindes be
handelt, so ist hinsichtlich der Höhe der Minderung des 
nach den Richtsätzen der Richtlinie Nr. 18 zu zahlen
den Unterhaltsbeitrags im Einzelfall zu untersuchen, 
ob zwischen dem Einkommen des Unterhaltsverpflich
teten und dem des Erziehungsberechtigten, ihren be
sonderen Aufwendungen, der Höhe des Kinderzuschlags 
oder anderen Zuwendungen sowie den Bedürfnissen 
des Kindes ein angemessenes Verhältnis besteht.
OG, Urt. vom 2. Februar 1967 - 1 ZzF 2/67.

Die drei Kläger sind die ehelichen Kinder des Ver
klagten. Sie haben auf Abänderung einer früheren Un- 
terhaltsentscheidung geklagt, da sich das Einkommen 
des Verklagten und ihre eigenen Bedürfnisse erhöht 
hätten.
Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.
Er erhalte zwar entsprechend der VO über Ehren
pensionen für Kämpfer gegen den Faschismus und 
für Verfolgte des Faschismus sowie für deren Hinter
bliebene vom 8. April 1965 (GBl. II S. 293) monatlich 
800 MDN und daneben Kinderzuschläge von je 50 MDN. 
Der Charakter dieser Ehrenpensionen schlösse jedoch 
aus, sie wie andere Renten oder Einkommen zu be
handeln. Infolge seines beeinträchtigten Gesundheits
zustands habe er außerdem erhöhte Aufwendungen. 
Das Stadtbezirksgericht hat den Verklagten antrags
gemäß verurteilt, für die Kläger monatliche Unter
haltsbeiträge von 95 MDN bzw. 85 MDN — nach Voll
endung des 12. Lebensjahrs von 95 MDN — zu zahlen. 
Über den zusätzlich zur Rente gezahlten Kinderzu
schlag hat es keine Entscheidung getroffen.
Das Stadtgericht hat die Berufung des Verklagten zu
rückgewiesen. Auf die Anschlußberufung -hat es das 
erstinstanzliche Urteil dahingehend abgeändert, daß 
der Verklagte neben dem Kinderzuschlag von je 
50 MDN an die Kläger monatlich Unterhaltsbeiträge in 
der genannten Höhe zu zahlen hat.
Gegen das Urteil des Stadtgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge
richts. Der Antrag hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Der Entscheidung des Stadtgerichts ist darin zu fol
gen, daß auch Ehrenpensionen für Kämpfer gegen den 
Faschismus oder Verfolgte des Faschismus als Einkom
men im Sinne der Richtlinie Nr. 18 des Plenums des 
Obersten Gerichts über die Bemessung des Unterhalts 
für minderjährige Kinder (Abschn. II Ziff. 1) zu be
trachten und im vollen Umfange der Unterhaltsbe
messung zugrunde zu legen sind. Diese Frage hat das 
Präsidium des Obersten Gerichts in seinem Beschluß 
vom 21. September 1966 (NJ 1966 S. 635) zur Anwen
dung der Richtlinie Nr. 18 inzwischen ausdrücklich 
klargestellt Zutreffend haben die Instanzgerichte dar
auf hin gewiesen, daß mit der ihrer Höhe nach beacht
lichen Ehrenpension die persönlichen Leistungen und 
Opfer der Bürger anerkannt werden sollen, die gegen 
den Faschismus gekämpft oder unter ihm gelitten ha
ben. Diese persönliche Anerkennung wirkt sich jedoch 
— entgegen der Auffassung des Verklagten — nicht da
hingehend aus, daß die Kinder oder andere Unterhalts
berechtigte im Rahmen der Familienbeziehungen dar
an keinen oder nur einen sehr geringen Anteil haben. 
Insoweit ist — wie auch bei der Betrachtung anderer 
unterhaltsrechtlicher Probleme — davon auszugehen, 
wie sich die Lebsnsverhältnisse gestalten würden, wenn 
der unterhaltsverpflichtete Eltemteil mit den Kindern 
in einer Familie Zusammenleben würde. In diesem Fall 
hätte der Verklagte sicherlich neben den Zuschlägen 
auch von der Ehrenpension Aufwendungen für die 
Kinder erbracht. Das Stadtgericht hat deshalb im Er
gebnis und in der Begründung zutreffend die Berufung 
des Verklagten gegen das Urteil des Stadtbezirks
gerichts zurückgewiesen. Insoweit wird seine Ent
scheidung von der Kassation auch nicht erfaßt.
Dem Stadtgericht ist auch weiter darin zuzustimmen, 
daß es — entgegen der Entscheidung des Stadtbezirks
gerichts — den Kinderzuschlag gesondert ausgewiesen 
hat. Auf dieses Erfordernis hatte das Oberste Gericht 
in der Richtlinie Nr. 18 (Abschn. Ill Ziff. 3 D) aus
drücklich hingewiesen. Aus dem Umstand, daß diese 
oder andere für die Kinder bestimmte Zuschläge nicht 
beim Einkommen des Verpflichteten zu berücksichtigen 
sind, weil sie entsprechend ihrer Zweckbestimmung 
an die Kinder in voller Höhe abzuführen sind, und
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